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1. Einhaltung der Vorschriften und 
Meldepflichten 

Status dieser Leitlinien 

1. Das vorliegende Dokument enthält Leitlinien, die gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 herausgegeben wurden.1 Gemäß Artikel 16 Artikel 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 müssen die zuständigen Behörden und Finanzinstitute alle erforderlichen 
Anstrengungen unternehmen, um diesen Leitlinien nachzukommen.   

2. Die Leitlinien legen fest, was nach Ansicht der EBA angemessene Aufsichtspraktiken innerhalb 
des Europäischen Finanzaufsichtssystems sind oder wie das Unionsrecht in einem bestimmten 
Bereich anzuwenden ist. Dazu sollten die zuständigen Behörden gemäß Artikel 2 Absatz 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 die an sie gerichteten Leitlinien in geeigneter Weise in ihre 
Aufsichtspraktiken (z. B. durch Änderung ihres Rechtsrahmens oder ihrer Aufsichtsverfahren) 
integrieren, einschließlich der Leitlinien in diesem Dokument, die in erster Linie an Institute 
gerichtet sind. 

Meldepflichten 

3. Nach Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 müssen die zuständigen 
Behörden der EBA bis zum 20.03.2017 mitteilen, ob sie diesen Leitlinien nachkommen oder 
nachzukommen beabsichtigen, oder die Gründe nennen, warum sie dies nicht tun. Geht 
innerhalb der genannten Frist keine Mitteilung ein, geht die EBA davon aus, dass die 
zuständige Behörde den Anforderungen nicht nachkommt. Die Mitteilungen sind unter 
Verwendung des auf der Website der EBA abrufbaren Formulars mit dem Betreff 
„EBA/GL/2016/07“ an compliance@eba.europa.eu zu senden.  Die Mitteilungen sollten durch 
Personen erfolgen, die befugt sind, entsprechende Meldungen im Auftrag ihrer Behörde zu 
übermitteln.  Jegliche Änderungen des Status der Einhaltung müssen der EBA ebenfalls 
gemeldet werden.  

4. Die Meldungen werden gemäß Artikel 16 Absatz 3 der EBA-Verordnung auf der Website der 
EBA veröffentlicht. 

  

                                                                                                          
1 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung 
einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12). 
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2. Gegenstand, Anwendungsbereich 
und Begriffsbestimmungen 

Gegenstand 

5. In diesen Leitlinien werden die Anforderungen für die Anwendung des Artikels 178 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zur Ausfalldefinition in Einklang mit dem der EBA in Artikel 178 
Absatz 7 dieser Verordnung übertragenen Mandat festgelegt. 

Anwendungsbereich 

6. Diese Leitlinien gelten für die beiden folgenden Fälle: 

(a) den auf internen Ratings basierenden Ansatz (IRB-Ansatz) gemäß Teil 3 Titel II 
Kapitel 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013; 

(b) den Standardansatz für Kreditrisiken aufgrund der Verweisung auf Artikel 178 in 
Artikel 127 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013. 

7. Institute, die die Erlaubnis zur Anwendung des IRB-Ansatzes erhalten haben, sollten die in 
diesen Leitlinien festgelegten Anforderungen für den IRB-Ansatz für alle Risikopositionen 
anwenden. Wenn diese Institute zuvor eine Erlaubnis zur dauerhaften Anwendung des 
Standardansatzes nach Artikel 150 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder eine Erlaubnis zur 
schrittweisen Einführung des IRB-Ansatzes nach Artikel 148 dieser Verordnung erhalten 
haben, können sie die in diesen Leitlinien für den Standardansatz festgelegten Anforderungen 
für die entsprechenden Risikopositionen mit dauerhafter Teilanwendung des 
Standardansatzes oder die in den Plan zur schrittweisen Einführung aufgenommenen 
Risikopositionen anwenden. 

Adressaten 

8. Die vorliegenden Leitlinien gelten für zuständige Behörden im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 
Ziffer i der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie für Finanzinstitute im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010. 

Begriffsbestimmungen 

9. Sofern nicht anders angegeben, haben die in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und in der 
Richtlinie 2013/36/EU verwendeten und definierten Begriffe in diesen Leitlinien dieselbe 
Bedeutung. 



3. Umsetzung 

Beginn der Anwendung 

10. Diese Leitlinien gelten ab dem 1. Januar 2021; die Institute sollten deshalb die Anforderungen 
dieser Leitlinien in ihren internen Prozessen und IT-Systemen bis zu diesem Zeitpunkt 
berücksichtigen. Die zuständigen Behörden können allerdings den zeitlichen Ablauf dieses 
Übergangsnach ihrem Ermessen beschleunigen. 

Erste Anwendung der Leitlinien durch IRB-Institute 

11. Für die erstmalige Anwendung dieser Leitlinien sollten Institute, die den IRB-Ansatz 
anwenden, ihre Ratingsysteme bewerten und gegebenenfalls entsprechend anpassen, sodass 
die Schätzungen der Risikoparameter die neue Ausfalldefinition nach diesen Leitlinien 
widerspiegeln, indem Folgendes Anwendung findet: 

(a) sofern möglich, Anpassung der historischen Daten auf der Grundlage der neuen 
Ausfalldefinition nach Maßgabe dieser Leitlinien, insbesondere infolge der 
Erheblichkeitsschwellen für überfällige Verbindlichkeiten, auf die in Artikel 178 
Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Bezug genommen wird; 

(b) Bewertung der Erheblichkeit der Auswirkungen auf alle Risikoparameter und die 
Eigenmittelanforderungen der neuen Ausfalldefinition gemäß diesen Leitlinien und im 
Vergleich zur früheren Definition, sofern zutreffend, nach den entsprechenden 
Anpassungen an den historischen Daten; 

(c) Aufnahme einer zusätzlichen Sicherheitsspanne in ihre Ratingsysteme, um den 
möglichen Verzerrungen von Risikoschätzungen aufgrund der inkohärenten 
Ausfalldefinition in den für Modellierungszwecke verwendeten historischen Daten 
Rechnung zu tragen. 

12. Die in Absatz 11 genannten Änderungen, die auf die Ratingsysteme infolge der Anwendung 
dieser Leitlinien angewandt werden, müssen durch die interne Validierungsfunktion überprüft 
und entsprechend der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission klassifiziert 
sowie abhängig von dieser Klassifizierung der jeweils zuständigen Behörde gemeldet oder von 
dieser genehmigt werden. 

13. Institute, die den IRB-Ansatz anwenden und die eine vorherige Erlaubnis von den zuständigen 
Behörden gemäß Artikel 143 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission 2  erhalten müssen, sollten für die 

                                                                                                          
2 ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 36. 



Einbeziehung dieser Leitlinien bis zu der in Absatz 10 genannten Frist mit ihren zuständigen 
Behörden die endgültige Frist für die Einreichung des Antrags auf Genehmigung von 
Änderungen an der Ausfalldefinition vereinbaren. 

14. Nachdem die IRB-Institute begonnen haben, Daten nach der neuen Ausfalldefinition wie in 
diesen Leitlinien vorgesehen zu erheben, sollten diese Institute im Rahmen ihrer 
regelmäßigen Überprüfung der Risikoschätzungen nach Artikel 179 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 das für die Risikoquantifizierung zugrunde gelegte Fenster der 
historischen Daten erweitern oder, sofern begründet, verschieben, um neue Daten zu 
berücksichtigen. Bis eine angemessene Zeitspanne mit einer homogenen Ausfalldefinition 
erreicht wird, sollten diese IRB-Institute im Rahmen ihrer regelmäßigen Überprüfung der 
Risikoparameterschätzungen die Angemessenheit der Höhe der Sicherheitsspanne, auf die in 
Buchstabe c des Absatzes 11 verwiesen wird, bewerten. 

Aufhebung 

15. Die Abschnitte 3.3.2.1. und 3.4.4 der am 4. April 2006 veröffentlichten „CEBS Guidelines on 
the implementation, validation and assessment of Advanced Measurement (AMA) and 
Internal Ratings Based (IRB) Approaches“ (GL 10) (Leitlinien des Ausschusses der 
europäischen Bankaufsichtsbehörden zur Einführung, Validierung und Bewertung von 
fortgeschrittenen Messansätzen (AMA) und auf internen Beurteilungen basierenden 
Ansätzen) werden mit Wirkung zum 1. Januar 2021 aufgehoben. 

4. Kriterium der Überfälligkeit bei der 
Feststellung eines Ausfalls 

Zählung von Verzugstagen 

16. Für die Zwecke der Anwendung von Artikel 178 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013, sollten Institute, wo eine Tilgungs-, Zins- oder Gebührenzahlung nicht zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit geleistet wurde, dies als überfällige Verbindlichkeit anerkennen. 
Wenn Änderungen am Zeitplan für Verbindlichkeiten im Sinne von Artikel 178 Absatz 2 
Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorliegen, sollte in den Richtlinien des 
Instituts geklärt sein, dass die Zählung der Verzugstage auf der Grundlage des geänderten 
Zeitplans für die Zahlungen erfolgen sollte. 

17. Wenn in der Kreditvereinbarung dem Schuldner unter bestimmten Umständen explizit die 
Möglichkeit zur Änderung des Zeitplans, zur Aussetzung oder Verschiebung der Zahlungen 
eingeräumt wird und der Schuldner im Rahmen der ihm in dem Vertrag gewährten Rechte 
handelt, sollten die geänderten, ausgesetzten oder verschobenen Teilzahlungen nicht als 
überfällig gelten, sondern sollte die Zählung der Verzugstage nach dessen Festlegung auf dem 



neuen Zeitplan beruhen. Wenn jedoch der Schuldner den Zeitplan ändert, die Zahlungen 
aussetzt oder verschiebt, sollten die Institute die Gründe für eine solche Änderung 
analysieren und die möglichen Hinweise auf eine Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten gemäß Artikel 178 Absätze 1 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und 
Abschnitt 5 dieser Leitlinien bewerten. 

18. Wenn die Rückzahlung einer Verpflichtung ausgesetzt wird, weil ein Gesetz diese Option 
einräumt oder andere rechtliche Einschränkungen vorliegen, sollte auch die Zählung der 
Verzugstage während dieses Zeitraums ausgesetzt werden. Dennoch sollten die Institute in 
diesen Fällen, sofern möglich, die Gründe für die Ausübung der Option einer solchen 
Aussetzung analysieren und die möglichen Hinweise auf eine Unwahrscheinlichkeit des 
Begleichens der Verbindlichkeiten gemäß Artikel 178 Absätze 1 und 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 und Abschnitt 5 dieser Leitlinien bewerten. 

19. Wenn die Rückzahlung der Verpflichtung Gegenstand einer Streitigkeit zwischen dem 
Schuldner und dem Institut ist, kann die Zählung der Verzugstage bis zur Beilegung der 
Streitigkeit ausgesetzt werden, wenn mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

(a) Die Streitigkeit zwischen dem Schuldner und dem Institut über das Bestehen oder den 
Betrag der Verbindlichkeit wurde bei einem Gericht oder einem anderen förmlichen 
Verfahren, das von einer speziellen externen Stelle durchgeführt wird, eingebracht, 
das zu einer verbindlichen Entscheidung in Einklang mit dem geltenden 
Rechtsrahmen in der jeweiligen Rechtsordnung führt; 

(b) im besonderen Fall des Leasings wurde eine förmliche Beschwerde bezüglich des 
Vertragsgegenstands an das Institut gerichtet und die Begründetheit der Beschwerde 
wurde durch eine unabhängige Innenrevision, eine interne Validierung oder eine 
andere vergleichbare unabhängige Revisionsstelle bestätigt. 

20. Wenn sich der Schuldner aufgrund eines Ereignisses wie einer Fusion oder Übernahme des 
Schuldners oder einer anderen vergleichbaren Transaktion ändert, sollte die Zählung der 
Verzugstage ab dem Zeitpunkt beginnen, ab dem eine andere Person oder juristische Person 
zur Zahlung der Verpflichtung verpflichtet ist. Von einer Änderung des Namens des 
Schuldners bleibt indessen die Zählung der Verzugstage unberührt. 

21. Die Berechnung der Summe aller überfälligen Beträge, die mit einer Verbindlichkeit des 
Schuldners gegenüber dem Institut, dem Mutterunternehmen oder einem seiner 
Tochterunternehmen gegenüber dem Schuldner in Zusammenhang stehen und welche die 
Institute für die Zwecke des Vergleichs mit der Erheblichkeitsschwelle berechnen müssen, 
welche die zuständige Behörde gemäß Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 festgelegt hat, sollte mit einer Häufigkeit erfolgen, die eine zeitnahe 
Feststellung eines Ausfalls ermöglicht. Die Institute sollten sicherstellen, dass die 
Informationen über die Verzugstage und einen Ausfall auf dem aktuellen Stand sind, wenn 
diese für die Entscheidungsfindung, das interne Risikomanagement, die interne oder externe 



Berichterstattung und die Prozesse zur Berechnung der Eigenmittelanforderungen 
herangezogen werden. Wenn die Institute die Verzugstage mit einer geringeren Häufigkeit als 
täglich berechnen, sollten sie sicherstellen, dass das Ausfalldatum als das Datum ermittelt 
wird, an dem das Kriterium der Überfälligkeit tatsächlich erfüllt war. 

22. Die Einstufung des Schuldners in den Ausfallstatus sollte nicht Gegenstand einer zusätzlichen 
Expertenbeurteilung sein; sobald der Schuldner das Kriterium der Überfälligkeit erfüllt, gelten 
alle Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner als ausgefallen, sofern nicht eine der 
folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

(a) die Risikopositionen sind zulässig als Risikopositionen aus dem Mengengeschäft und 
das Institut wendet die Ausfalldefinition auf Ebene einzelner Kreditfazilitäten an; 

(b) es wird ein sogenannter „Fall einer technischen Überfälligkeit“ in Einklang mit 
Absatz 23 als aufgetreten erachtet. 

Fall einer technischen Überfälligkeit 

23. Nur in den folgenden Fällen sollte ein Fall einer technischen Überfälligkeit als aufgetreten 
erachtet werden: 

(a) wenn ein Institut feststellt, dass der Ausfallstatus die Folge eines Daten- oder 
Systemfehlers des Instituts ist, einschließlich manueller Fehler bei standardisierten 
Prozessen, jedoch ohne falsche Kreditentscheidungen; 

(b) wenn ein Institut feststellt, dass der Ausfallstatus das Ergebnis einer unterbliebenen 
Ausführung, einer fehlerhaften oder verspäteten Ausführung des vom Schuldner 
angewiesenen Zahlungsvorgangs ist oder wenn Nachweise vorliegen, dass die Zahlung 
aufgrund eines Fehlers des Zahlungssystems nicht erfolgreich war; 

(c) wenn aufgrund der Art der Transaktion eine zeitliche Verzögerung zwischen dem 
Eingang der Zahlung bei einem Institut und der Zuordnung dieser Zahlung zum 
entsprechenden Konto auftritt, sodass die Zahlung vor den 90 Tagen geleistet wurde 
und die Gutschrift auf dem Konto des Kunden nach mehr als den 90 Tagen 
Überfälligkeit erfolgt ist; 

(d) im speziellen Fall von Factoring-Vereinbarungen, bei denen die angekauften 
Forderungen in der Bilanz des Instituts erfasst werden und die von der zuständigen 
Behörde in Einklang mit Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 festgelegte Erheblichkeitsschwelle verletzt wird, aber keine der 
Forderungen gegenüber dem Schuldner seit mehr als 30 Tagen überfällig ist. 

24. Fälle einer technischen Überfälligkeit sollten nicht als Ausfall im Sinne von Artikel 178 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 betrachtet werden. Alle festgestellten Fehler, die zu einer 



technischen Überfälligkeit führten, sollten von den Instituten so zügig wie möglich behoben 
werden. 

Im Fall von Instituten, die den IRB-Ansatz anwenden, sollten Fälle einer technischen 
Überfälligkeit für die Zwecke der Schätzung der Risikoparameter aus dem Referenzdatensatz 
der ausgefallenen Risikopositionen entfernt werden. 

Risikopositionen gegenüber Zentralstaaten, lokalen 
Gebietskörperschaften und öffentlichen Stellen 

25. Die Institute können für Risikopositionen gegenüber Zentralstaaten, lokalen 
Gebietskörperschaften und öffentlichen Stellen eine Sonderbehandlung anwenden, wenn 
sämtliche der folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

(a) Der Vertrag bezieht sich auf die Lieferung von Waren oder die Erbringung von 
Dienstleistungen, in deren Rahmen nach den Verwaltungsverfahren bestimmte 
Kontrollen bezüglich der Ausführung des Vertrags erforderlich sind, bevor die Zahlung 
geleistet werden kann; dies gilt insbesondere für Factoring-Risikopositionen und 
vergleichbare Arten von Vereinbarungen, aber nicht für Instrumente wie 
Schuldverschreibungen; 

(b) abgesehen vom Zahlungsverzug liegen keine weiteren Hinweise auf die 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten gemäß Artikel 178 
Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 178 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und 
diesen Leitlinien vor, ist die Finanzlage des Schuldners solide und es bestehen keine 
begründeten Bedenken, dass die Verpflichtung möglicherweise nicht vollständig 
bezahlt werden könnte, einschließlich etwaiger Verzugszinsen, sofern zutreffend; 

(c) die Verpflichtung ist nicht mehr als 180 Tage überfällig. 

26. Institute, die beschließen, die in Absatz 25 genannte Sonderbehandlung anzuwenden, sollten 
sämtliche der folgenden Punkte anwenden: 

(a) Diese Risikopositionen sollten nicht in die Berechnung der Erheblichkeitsschwelle für 
andere Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner aufgenommen werden; 

(b) sie sollten nicht als Ausfall im Sinne des Artikels 178 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 betrachtet werden; 

(c) sie sollten eindeutig als Risikopositionen, die Gegenstand der Sonderbehandlung sind, 
dokumentiert werden. 



Spezielle Vorschriften für Factoring und angekaufte Forderungen 

27. Sofern Factoring-Vereinbarungen vorliegen, nach denen die abgetretenen Forderungen nicht 
in der Bilanz des Factors erfasst werden und der Factor direkt gegenüber dem Kunden bis zu 
einem bestimmten vereinbarten Prozentsatz haftbar ist, sollte die Zählung der Verzugstage ab 
dem Zeitpunkt beginnen, zu dem das Factoring-Konto einen Debitsaldo aufweist, d. h. ab dem 
Zeitpunkt, zu dem die für die Forderungen geleisteten Anzahlungen den zwischen dem Factor 
und dem Kunden vereinbarten Prozentsatz übersteigen. Für die Zwecke der Bestimmung von 
Posten des Kunden eines Factors, die überfällig sind, sollten die Institute die beiden folgenden 
Schritte anwenden: 

(a) Vergleich der Summe des Betrags des Factoring-Kontos, das einen Debitsaldo 
aufweist, und aller übrigen überfälligen Verpflichtungen des Kunden, die in der Bilanz 
des Factors erfasst sind, mit der absoluten Komponente der Erheblichkeitsschwelle, 
die von der zuständigen Behörde gemäß Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegt wurde; 

(b) Vergleich des Verhältnisses zwischen der in Buchstabe a beschriebenen Summe und 
dem Gesamtbetrag des aktuellen Werts des Factoring-Kontos, d. h. des Werts der für 
die Forderungen geleisteten Anzahlungen und aller übrigen bilanziellen 
Risikopositionen in Zusammenhang mit den Verbindlichkeiten des Kunden, mit der 
relativen Komponente der Erheblichkeitsschwelle, die von der zuständigen Behörde 
gemäß Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegt 
wurde. 

28. Sofern Factoring-Vereinbarungen vorliegen, bei denen angekaufte Forderungen in der Bilanz 
des Factors erfasst werden und der Factor Risikopositionen gegenüber den Schuldnern des 
Kunden hält, sollte die Zählung der Verzugstage beginnen, wenn die Zahlung für eine einzelne 
Forderung fällig wird. In diesem Fall kann für Institute, die den IRB-Ansatz anwenden, 
aufgrund der Tatsache, dass die abgetretenen Forderungen angekaufte Forderungen sind, 
sofern die Anforderungen des Artikels 154 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bzw. 
bei angekauften Unternehmensforderungen die Anforderungen des Artikels 153 Absatz 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfüllt sind, die Ausfalldefinition wie für Risikopositionen aus 
dem Mengengeschäft in Einklang mit Abschnitt 9 dieser Leitlinien angewandt werden. 

29. Wenn das Institut Ereignisse in Zusammenhang mit dem Verwässerungsrisiko von 
angekauften Forderungen nach der Definition in Artikel 4 Absatz 1 Nummer 53 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erkennt, sollten diese Ereignisse nicht als zum Ausfall des 
Schuldners führend betrachtet werden. Wenn der Betrag der Forderung infolge von 
Ereignissen in Zusammenhang mit dem Verwässerungsrisiko wie Rabatten, Abzügen, Netting 
oder vom Verkäufer ausgestellten Gutschriften verringert wird, sollte der verringerte Betrag 
der Forderung in die Berechnung der Verzugstage aufgenommen werden. Wenn eine 
Streitigkeit zwischen dem Schuldner und dem Verkäufer besteht und ein solches Ereignis als 



mit dem Verwässerungsrisiko in Zusammenhang stehend anerkannt wird, sollte die Zählung 
der Verzugstage bis zur Beilegung des Streits ausgesetzt werden. 

30. Ereignisse, die als mit dem Verwässerungsrisiko in Zusammenhang stehend anerkannt werden 
und somit bei der Feststellung eines Ausfalls ausgeschlossen werden, sollten in die 
Berechnung der Eigenmittelanforderungen oder des internen Kapitals für das 
Verwässerungsrisiko aufgenommen werden. Wenn die Institute eine erhebliche Zahl von 
Ereignissen in Zusammenhang mit dem Verwässerungsrisiko anerkennen, sollten sie die 
Gründe für diese Ereignisse analysieren und dokumentieren und die möglichen Hinweise für 
die Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten gemäß Artikel 178 Absätze 1 
und 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und Abschnitt 5 dieser Leitlinien bewerten. 

31. Wenn der Schuldner nicht angemessen über die Abtretung der Forderung durch den Kunden 
des Factors informiert wurde und das Institut über Belege verfügt, dass die Zahlung für die 
Forderung an den Kunden geleistet wurde, sollte das Institut die Forderung nicht als überfällig 
betrachten. Wenn der Schuldner angemessen über die Abtretung der Forderung informiert 
wurde, aber dennoch die Zahlung an den Kunden geleistet hat, sollte das Institut die Zählung 
der Verzugstage entsprechend den Bedingungen der Forderung fortführen. 

32. In dem besonderen Fall von nicht offengelegten Factoring-Vereinbarungen, bei denen die 
Schuldner nicht über die Abtretung der Forderungen informiert werden, die angekauften 
Forderungen aber in der Bilanz des Factors erfasst werden, sollte die Zählung der Verzugstage 
ab dem mit dem Kunden vereinbarten Zeitpunkt beginnen, wenn die von den Schuldnern 
geleisteten Zahlungen vom Kunden an den Factor übertragen werden sollten. 

Festlegung der Erheblichkeitsschwelle 

33. Die zuständigen Behörden sollten der EBA die Höhe der Erheblichkeitsschwellen mitteilen, die 
sie in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet gemäß Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festlegt haben. Nach Inkrafttreten der nach Maßgabe von 
Artikel 178 Absatz 6 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ausgearbeiteten technischen 
Regulierungsstandards sollten die zuständigen Behörden, die die relative Komponente der 
Erheblichkeitsschwelle auf eine andere Höhe als den in den technischen 
Regulierungsstandards genannten Wert von 1 % festlegen, der EBA die Begründung für diesen 
anderen Wert vorlegen. 

34. Die Institute sollten die Erheblichkeitsschwelle für überfällige Verbindlichkeiten, die von ihren 
zuständigen Behörden gemäß Artikel 178 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
festgelegt werden, anwenden. Institute können einen Ausfall auf der Grundlage einer 
niedrigeren Schwelle feststellen, wenn sie nachweisen können, dass diese niedrigere Schwelle 
als maßgeblicher Hinweis auf die Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten 
anzusehen ist und nicht zu einer übermäßigen Anzahl an Ausfällen führt, bei denen kurz nach 
Feststellung des Ausfallstatus der Ausfallstatus wieder zurückgesetzt wird oder zu einer 
Senkung der Kapitalanforderungen. In diesem Fall sollten die Institute in ihren Datenbanken 



die Informationen zu dem maßgeblichen Faktor, der zur Feststellung des Ausfalls führt, als 
zusätzlichen speziellen Hinweis auf die Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten erfassen. 

5. Hinweise für die 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens 
der Verbindlichkeiten 

Verzicht auf Erhebung von Zinsen 

35. Für die Zwecke der Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten im Sinne von 
Artikel 178 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sollten die Institute 
Schuldner als unwahrscheinlich zu begleichend ansehen, wenn die mit der Verbindlichkeit in 
Zusammenhang stehenden Zinsen aufgrund einer Verringerung der Kreditqualität der 
Verpflichtung von dem Institut nicht mehr erfolgswirksam gebucht werden. 

Spezifische Kreditrisikoanpassungen 

36. Für die Zwecke der Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten im Sinne von 
Artikel 178 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sollten sämtliche der 
folgenden spezifischen Kreditrisikoanpassungen als Ergebnis einer deutlichen 
Verschlechterung der Bonität einer Verbindlichkeit betrachtet werden und somit als Hinweis 
auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten behandelt werden: 

(a) in der Gewinn- und Verlustrechnung für zum beizulegenden Zeitwert bewertete 
Instrumente erfasste Verluste, die nach dem geltenden Rechnungslegungsrahmen 
eine Kreditrisikowertminderung darstellen; 

(b) Verluste infolge aktueller oder vergangener Ereignisse, die sich auf eine signifikante 
einzelne Risikoposition oder auf Risikopositionen auswirken, die für sich genommen 
nicht signifikant sind, die einzeln oder kollektiv bewertet werden. 

37. Die spezifischen Kreditrisikoanpassungen, die Verluste umfassen, für die historische 
Erfahrungen, die auf der Grundlage aktueller beobachtbarer Daten angepasst werden, 
Hinweise liefern, dass der Verlust eingetreten ist, dem Institut aber noch nicht bekannt 
geworden ist, welche einzelne Risikoposition von diesen Verlusten betroffen ist 
(„eingetretene, aber nicht bekannt gewordene Verluste“), sollten nicht als Hinweis auf eine 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten eines bestimmten Schuldners 
angesehen werden. 



38. Wenn das Institut eine Position als wertgemindert behandelt, sollte eine solche Situation als 
zusätzlichen Hinweis auf die Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten 
angesehen werden und der Schuldner sollte somit als ausgefallen betrachtet werden, und 
zwar ungeachtet, ob dieser Risikoposition spezifische Kreditrisikoanpassungen zugewiesen 
sind. Wenn in Einklang mit dem geltenden Rechnungslegungsrahmen im Fall von 
eingetretenen, aber nicht bekannt gewordenen Verlusten Risikopositionen als wertgemindert 
erfasst werden, sollten diese Fälle nicht als Hinweis auf eine Unwahrscheinlichkeit des 
Begleichens der Verbindlichkeiten angesehen werden. 

39. Wenn das Institut eine Risikoposition als kredit-wertgemindert im Sinne von IFRS 9 behandelt, 
d. h. diese der Stufe 3 nach der Definition in IFRS 9 Finanzinstrumente in der vom IASB im 
Juli 2014 veröffentlichten Fassung zuordnet, sollte diese Risikoposition als ausgefallen 
betrachtet werden, sofern die Risikoposition nicht aufgrund eines Zahlungsverzugs als kredit-
wertgemindert angesehen wird und eine oder beide der folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

(a) Die zuständigen Behörden haben die 90 Tage-Überfälligkeit durch die 180 Tage-
Überfälligkeit gemäß Artikel 178 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 ersetzt und dieser längere Zeitraum wird nicht zur Erfassung der Kredit-
Wertminderung genutzt; 

(b) die Erheblichkeitsschwelle gemäß Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 wurde nicht verletzt; 

(c) die Risikoposition wurde als Fall einer technischen Überfälligkeit gemäß Absatz 23 
erfasst; 

(d) die Risikoposition erfüllt die in Absatz 25 dargelegten Bedingungen. 

40. Wenn das Institut sowohl IFRS 9 als auch einen anderen Rechnungslegungsrahmen anwendet, 
sollte es sich entscheiden, ob Risikopositionen entsprechend den Absätzen 36 bis 38 oder in 
Einklang mit Absatz 39 als ausgefallen eingestuft werden. Nach dieser Entscheidung sollte die 
Regelung einheitlich im Zeitverlauf angewendet werden. 

Veräußerung der Verbindlichkeit 

41. Für die Zwecke der Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten 
im Sinne von Artikel 178 Absatz 3 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sollten die 
Institute sowohl den Charakter als auch die Wesentlichkeit des Verlusts in Zusammenhang mit 
der Veräußerung von Verbindlichkeiten in Einklang mit den folgenden Absätzen 
berücksichtigen. Transaktionen von traditionellen Verbriefungen mit einer signifikanten 
Risikoübertragung und gruppeninterne Verkäufe von Verbindlichkeiten sollten als 
Veräußerung von Verbindlichkeiten angesehen werden. 

42. Die Institute sollten die Gründe für die Veräußerung von Verbindlichkeiten sowie die Gründe 
von dabei erfassten Verlusten analysieren. Wenn die Gründe für die Veräußerung von 



Verbindlichkeiten nicht mit dem Kreditrisiko in Zusammenhang standen, beispielsweise wo 
eine Erhöhung der Liquidität des Instituts erforderlich ist oder eine Änderung der 
Geschäftsstrategie vorliegt, und sich die Kreditqualität der Verpflichtungen nach Einschätzung 
des Instituts nicht verschlechtert hat, sollte der mit der Veräußerung dieser Verbindlichkeiten 
verbundene wirtschaftliche Verlust als nicht bonitätsbedingt betrachtet werden. In diesem 
Fall sollte die Veräußerung nicht als Hinweis auf einen Ausfall angesehen sehen, selbst wenn 
der Verlust bedeutend ist, unter der Bedingung einer entsprechenden, dokumentierten 
Begründung dieser Behandlung des Verkaufsverlusts als nicht bonitätsbedingt. Die Institute 
können insbesondere den Verlust durch die Veräußerung von Verbindlichkeiten als nicht 
bonitätsbedingt betrachten, wenn es sich bei den Vermögenswerten, die Gegenstand des 
Verkaufs sind, um öffentlich gehandelte Vermögenswerte handelt, die zum beizulegenden 
Zeitwert bewertet werden. 

43. Wenn der Verlust durch die Veräußerung der Verbindlichkeiten jedoch mit der Kreditqualität 
der Verpflichtungen selbst in Zusammenhang steht, insbesondere wenn das Institut die 
Verbindlichkeiten aufgrund einer Verschlechterung ihrer Kreditqualität veräußert, sollte das 
Institut die Wesentlichkeit des wirtschaftlichen Verlusts analysieren und, sofern der 
wirtschaftliche Verlust wesentlich ist, diesen als Hinweis auf einen Ausfall ansehen. 

44. Die Institute sollten eine Schwelle für den bonitätsbedingten wirtschaftlichen Verlust in 
Zusammenhang mit der Veräußerung von Verbindlichkeiten, der als bedeutend zu betrachten 
ist, festlegen, die nach der folgenden Formel berechnet werden sollte und nicht höher als 5 % 
sein sollte: 

𝐿𝐿 =
𝐸𝐸 − 𝑃𝑃
𝐸𝐸

 

Dabei gilt: 

L ist der wirtschaftliche Verlust in Zusammenhang mit der Veräußerung von 
Verbindlichkeiten; 

E ist der ausstehende Gesamtbetrag der Verpflichtungen, die Gegenstand der 
Veräußerung sind, einschließlich Zinsen und Gebühren; 

P ist der für die verkauften Verpflichtungen vereinbarte Preis. 

45. Für die Bewertung der Wesentlichkeit des wirtschaftlichen Verlusts insgesamt in 
Zusammenhang mit der Veräußerung von Verbindlichkeiten sollten die Institute den 
wirtschaftlichen Verlust berechnen und diesen mit der in Absatz 44 genannten Schwelle 
vergleichen. Wenn der wirtschaftliche Verlust höher als diese Schwelle ist, sollten sie die 
Kreditverpflichtungen als ausgefallen betrachten. 

46. Die Veräußerung von Verbindlichkeiten kann entweder vor oder nach dem Ausfall erfolgen. 
Sofern der Verkauf mit einem bedeutenden bonitätsbedingten wirtschaftlichen Verlust in 
Zusammenhang steht, sollten im Fall von Instituten, die den IRB-Ansatz anwenden, die 



Informationen über den Verlust, ungeachtet der Zeitpunkts des Veräußerung, angemessen 
erfasst und für die Zwecke der Schätzung der Risikoparameter gespeichert werden. 

47. Sofern die Veräußerung einer Verbindlichkeit mit einem bedeutenden bonitätsbedingten 
wirtschaftlichen Verlust vor der Feststellung eines Ausfalls der betreffenden Risikoposition 
erfolgt ist, sollte der Zeitpunkt der Veräußerung als Zeitpunkt des Ausfalls betrachtet werden. 
Wenn ein Teilverkauf der Gesamtverpflichtungen eines Schuldners erfolgt und der Verkauf 
mit einem bedeutenden bonitätsbedingten wirtschaftlichen Verlust in Zusammenhang steht, 
sollten alle übrigen Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner als ausgefallen betrachtet 
werden, sofern die Risikopositionen nicht zulässig als Risikopositionen aus dem 
Mengengeschäft sind und das Institut nicht die Ausfalldefinition auf Fazilitätsebene 
anwendet. 

48. Im Fall des Verkaufs eines Portfolios von Risikopositionen sollte die Behandlung der einzelnen 
Verbindlichkeiten innerhalb dieses Portfolios in Einklang mit der Art der Festlegung des 
Preises für das Portfolio bestimmt werden. Wenn der Preis für das Gesamtportfolio durch die 
Festlegung des Abschlags auf bestimmte Verbindlichkeiten bestimmt wurde, sollte die 
Wesentlichkeit des bonitätsbedingten wirtschaftlichen Verlustes einzeln für jede 
Risikoposition in dem Portfolio bewertet werden. Wenn der Preis hingegen ausschließlich auf 
Portfolioebene festgelegt wurde, kann die Wesentlichkeit des bonitätsbedingten 
wirtschaftlichen Verlustes auf Portfolioebene bewertet werden und, sofern die in Absatz 44 
festgelegte Schwelle verletzt wird, sollten in diesem Fall alle Verbindlichkeiten in diesem 
Portfolio als zum Zeitpunkt des Verkaufs ausgefallen behandelt werden. 

Krisenbedingte Restrukturierung 

49. Für die Zwecke der Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten im Sinne von 
Artikel 178 Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sollte eine 
krisenbedingte Restrukturierung als eingetreten betrachtet werden, wenn gegenüber einem 
Schuldner, der Schwierigkeiten hat, seinen finanziellen Verpflichtungen nachzukommen, oder 
kurz vor solchen Schwierigkeiten steht, nach der Definition in den Absätzen 163-167 und 172-
174 des Anhangs V der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 vom 16. April 20143 der 
Kommission, geändert durch die Durchführungsverordnung (EU) 2015/2274 der Kommission, 
Zugeständnisse eingeräumt wurden. 

50. Angesichts dessen, dass, wie in Artikel 178 Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 dargelegt, der Schuldner als ausgefallen betrachtet werden sollte, wenn die 
krisenbedingte Restrukturierung voraussichtlich dazu führt, dass sich die finanzielle 
Verpflichtung verringert, sollte der Schuldner, bezüglich gestundeter Risikopositionen, nur als 
ausgefallen eingestuft werden, wenn die entsprechenden Stundungsmaßnahmen 
voraussichtlich dazu führen, dass sich die finanzielle Verpflichtung verringert. 

                                                                                                          
3 ABl. L 191 vom 28.6.2014, S. 1. 
4 ABl. L 48 vom 20.2.2015, S. 1. 



51. Die Institute sollten eine Schwelle für die verringerte finanzielle Verpflichtung festlegen, die 
nach Betrachtung des Instituts auf einen bedeutenden Erlass oder Stundung des 
Nominalbetrags, der Zinsen oder der Gebühren zurückgeht; diese sollte nach der folgenden 
Formel berechnet werden und nicht mehr als 1 % betragen: 

𝐷𝐷𝐷𝐷 =
𝑁𝑁𝑃𝑃𝑁𝑁0 − 𝑁𝑁𝑃𝑃𝑁𝑁1

𝑁𝑁𝑃𝑃𝑁𝑁0
 

Dabei gilt: 

DO ist die verringerte finanzielle Verpflichtung; 

NPV0 ist der Barwert der Zahlungsströme (einschließlich nicht bezahlter Zinsen und 
Gebühren), die vor der Änderung der Vertragsbedingungen nach den vertraglichen 
Verpflichtungen erwartet werden, abgezinst mit dem ursprünglichen Effektivzinssatz des 
Kunden; 

NPV1 ist der Barwert der Zahlungsströme, die auf Grundlage der neuen Vereinbarung 
erwartet werden, abgezinst mit dem ursprünglichen Effektivzinssatz des Kunden. 

52. Für die Zwecke der Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten im Sinne von 
Artikel 178 Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sollten die Institute für 
jede krisenbedingte Restrukturierung die verringerte finanzielle Verpflichtung berechnen und 
diese mit dem in Absatz 51 genannten Schwellenwert vergleichen. Wenn die verringerte 
finanzielle Verpflichtung höher als dieser Schwellenwert ist, sollten die Risikopositionen als 
ausgefallen angesehen werden. 

53. Wenn hingegen die verringerte finanzielle Verpflichtung unter dem festgelegten 
Schwellenwert liegt und insbesondere wenn der Barwert der erwarteten Zahlungsströme auf 
Grundlage der Vereinbarung über die krisenbedingte Restrukturierung höher ist als der 
Barwert der erwarteten Zahlungsströme vor der Änderung der Bedingungen, sollten die 
Institute diese Risikopositionen mit Blick auf andere mögliche Hinweise auf 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten bewerten. Wenn das Institut 
begründete Zweifel hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit einer vollständigen fristgerechten 
Rückzahlung der Verpflichtung nach der neuen Vereinbarung hat, sollte der Schuldner als 
ausgefallen betrachtet werden. Zu den Hinweisen, die eine Unwahrscheinlichkeit des 
Begleichens der Verbindlichkeiten anzeigen können, zählen Folgende: 

(a) die geplante Zahlung eines hohen Fixbetrags am Ende des Rückzahlungsplans; 

(b) ein unregelmäßiger Rückzahlungsplan, nach dem zu Beginn des Rückzahlungsplans 
erheblich niedrigere Zahlungen vorgesehen sind; 

(c) eine erhebliche Nachfrist zu Beginn des Rückzahlungsplans; 



(d) die Risikopositionen gegenüber dem Schuldner waren mehr als einmal Gegenstand 
einer krisenbedingten Restrukturierung. 

54. Jedes Zugeständnis, das einem bereits ausgefallenen Schuldner gewährt wird, sollte dazu 
führen, dass der Schuldner in die Kategorie krisenbedingte Restrukturierung eingestuft wird. 
Alle als gestundet und notleidend eingestuften Risikopositionen gemäß Anhang V der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 2014, geändert 
durch die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/227 der Kommission, sollten als Ausfall 
und Gegenstand einer krisenbedingten Restrukturierung eingestuft werden. 

55. Wenn eine der in Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
genannten Änderungen des Zeitplans der Verbindlichkeiten die Folge von finanziellen 
Schwierigkeiten eines Schuldners ist, sollten die Institute zudem bewerten, ob eine 
krisenbedingte Restrukturierung stattgefunden hat und ob Hinweise auf eine 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten vorliegen. 

Insolvenz 

56. Für die Zwecke der Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten im Sinne von 
Artikel 178 Absatz 3 Buchstaben e und f der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sollten die 
Institute in ihren internen Richtlinien eindeutig festlegen, welche Art von Vereinbarung als ein 
mit einer Insolvenz vergleichbarer Beschluss bzw. Schutz zu behandeln ist, wobei alle 
maßgeblichen Rechtsrahmen sowie die folgenden typischen Merkmale eines solchen Schutzes 
zu berücksichtigen sind: 

(a) die Schutzregelung umfasst alle Gläubiger oder alle Gläubiger mit ungesicherten 
Forderungen; 

(b) die Bedingungen der Schutzregelung sind vom Gericht oder einer anderen 
maßgeblichen Behörde genehmigt; 

(c) die Bedingungen der Schutzregelung umfassen eine vorübergehende Aussetzung von 
Zahlungen oder eine teilweise Rückzahlung von Schulden; 

(d) die Maßnahmen umfassen eine Art von Kontrolle über das Management des 
Unternehmens und seine Vermögenswerte; 

(e) sofern die Schutzregelung versagt, wird das Unternehmen wahrscheinlich liquidiert. 

57. Die Institute sollten alle in Anhang A zur Verordnung (EU) 2015/848 5  aufgeführten 
Regelungen als einen mit einer Insolvenz vergleichbaren Beschluss bzw. Schutz betrachten. 

                                                                                                          
5 Verordnung (EU) 2015/848 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über Insolvenzverfahren 
(ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 19). 
 



Sonstige Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten 

58. Neben den in Artikel 178 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten Hinweisen 
sollten die Institute in ihren internen Richtlinien und Prozessen weitere zusätzliche Hinweise 
auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten festlegen. Diese zusätzlichen 
Hinweise sollten nach Risikopositionsart gemäß Artikel 142 Absatz 1 Nummer 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegt werden, wobei ihren Besonderheiten Rechnung zu 
tragen ist, und sollten für alle Geschäftsfelder, rechtlichen Einheiten oder geografischen 
Standorte festgelegt werden. Das Vorliegen eines zusätzlichen Hinweises auf 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten sollte entweder zu einer 
automatischen Neueinstufung als ausgefallene Risikopositionen oder zur Auslösung einer 
Einzelfallprüfung führen; zusätzliche Hinweise können Hinweise auf Grundlage interner oder 
externer Informationen umfassen. 

59. Mögliche Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten, die von 
den Instituten auf der Grundlage interner Informationen berücksichtigt werden können, sind 
unter anderem: 

(a) die Quellen für wiederkehrende Einkünfte eines Kreditnehmers sind nicht mehr 
verfügbar, um der Verpflichtung zur Zahlung der Raten nachzukommen; 

(b) es bestehen begründete Bedenken hinsichtlich der künftigen Fähigkeit des 
Kreditnehmers, stabile und ausreichende Zahlungsströme zu generieren; 

(c) der Gesamtverschuldungsgrad des Kreditnehmers hat sich wesentlich erhöht oder es 
besteht die begründete Erwartung einer solchen Änderung der Verschuldung; 

(d) der Kreditnehmer hat gegen die Vereinbarungen eines Kreditvertrags verstoßen; 

(e) das Institut hat eine Sicherheit, einschließlich einer Bürgschaft, angefordert; 

(f) für die Risikopositionen gegenüber einer natürlichen Person: Ausfall eines 
Unternehmens, das sich vollständig im Besitz einer einzigen natürlichen Person 
befindet, sofern diese natürliche Person dem Institut eine persönliche Bürgschaft für 
alle Verpflichtungen eines Unternehmens erteilt hat; 

(g) für Risikopositionen aus dem Mengengeschäft, wenn die Ausfalldefinition auf Ebene 
einer einzelnen Kreditfazilität angewandt wird, die Tatsache, dass ein erheblicher Teil 
der Gesamtverpflichtung des Schuldners ausgefallen ist; 

(h) die Meldung einer Risikoposition als notleidend in Einklang mit Anhang V der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 2014, 
geändert durch die Durchführungsverordnung (EU) 2015/227 der Kommission, es sei 
denn, die zuständigen Behörden haben die 90 Tage-Überfälligkeit durch die 180 Tage-



Überfälligkeit gemäß Artikel 178 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 ersetzt. 

60. Die Institute sollten auch die in externen Datenbanken verfügbaren Informationen 
berücksichtigen, darunter Kreditregister, makroökonomische Indikatoren und öffentliche 
Informationsquellen, einschließlich Presseartikeln und Berichten von Finanzanalysten. Die 
Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten, die von den 
Instituten auf der Grundlage externer Informationen berücksichtigt werden können, 
umfassen unter anderem Folgende: 

(a) im entsprechenden Kreditregister wurden erhebliche Verzögerungen bei Zahlungen an 
andere Gläubiger erfasst; 

(b) eine Krise des Sektors, in dem die Gegenpartei tätig ist, in Kombination mit einer 
schwachen Position der Gegenpartei in diesem Sektor; 

(c) Wegfall eines aktiven Marktes für einen finanziellen Vermögenswert aufgrund 
finanzieller Schwierigkeiten des Schuldners; 

(d) einem Institut liegen Informationen vor, dass ein Dritter, insbesondere ein anderes 
Institut, Antrag auf Konkurs oder ein vergleichbares Verfahren zum Schutz des 
Schuldners gestellt hat. 

61. Bei der Festlegung der Kriterien für die Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten sollten die Institute die Beziehungen innerhalb der Gruppen verbundener 
Kunden gemäß der Definition in Artikel 4 Absatz 1 Nummer 39 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 berücksichtigen. Insbesondere sollten die Institute in ihren internen Richtlinien 
festlegen, wann der Ausfall eines Schuldners in einer Gruppe verbundener Kunden einen 
Ansteckungseffekt auf andere Einheiten innerhalb dieser Gruppe hat. Solche Bestimmungen 
sollten mit den entsprechenden Richtlinien für die Zuordnung von Risikopositionen zu 
einzelnen Schuldnern und zu einer Schuldner-Ratingstufe sowie zu Gruppen verbundener 
Kunden entsprechend Artikel 172 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in 
Einklang stehen. Wenn solche Kriterien für eine nicht standardmäßige Situation nicht 
festgelegt sind, sollten die Institute bei einem Ausfall eines Schuldners, der zu einer Gruppe 
verbundener Kunden gehört, die potenzielle Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten aller anderen Einheiten in dieser Gruppe im Rahmen einer Einzelfallprüfung 
bewerten. 

62. Wenn ein finanzieller Vermögenswert von einem Institut mit einem erheblichen Abschlag 
gekauft oder aufgelegt wurde, sollten die Institute bewerten, ob dieser Abschlag die 
verschlechterte Bonität des Schuldners widerspiegelt und ob irgendwelche Hinweise auf 
einen Ausfall gemäß diesen Leitlinien vorliegen. Die Bewertung der Unwahrscheinlichkeit des 
Begleichens der Verbindlichkeiten sollte sich auf den von dem Schuldner geschuldeten 
Gesamtbetrag beziehen, ungeachtet des Preises, den das Institut für den Vermögenswert 
bezahlt hat. Diese Bewertung der Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten 



kann auf der vor dem Kauf des Vermögenswertes durchgeführten sorgfältigen Prüfung des 
Vermögenswerts oder auf der für Rechnungslegungszwecke vorgenommenen Analyse zur 
Ermittlung, ob der Vermögenswert kredit-wertgemindert ist, beruhen. 

63. Die Institute sollten über angemessene Richtlinien und Prozesse zur Ermittlung von 
Kreditbetrügereien verfügen. Wenn eine Kreditbetrügerei festgestellt wird, ist die 
Risikoposition in der Regel auf der Grundlage eines wesentlichen Zahlungsverzugs bereits 
ausgefallen. Wenn die Kreditbetrügerei jedoch festgestellt wird, bevor der Ausfall erkannt 
wird, sollte dies als zusätzlicher Hinweis auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten behandelt werden. 

Prozesse der Unternehmensführung mit Blick auf die 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens 

64. Die Institute sollten Richtlinien bezüglich der Ausfalldefinition festlegen, um ihre kohärente 
und wirksame Anwendung sicherzustellen, und sie sollten insbesondere über eindeutige 
Richtlinien und Prozesse für die Anwendung des Kriteriums der Unwahrscheinlichkeit des 
Begleichens gemäß Artikel 178 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und sämtlicher 
anderen Hinweise auf die Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten, wie 
von dem Institut festgelegt, verfügen; diese sollten alle Risikopositionsarten nach der 
Definition in Artikel 142 Absatz 1 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 für alle 
Geschäftsfelder, rechtlichen Einheiten oder geografischen Standorte umfassen. 

65. Was die einzelnen Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten 
betrifft, so sollten die Institute die angemessenen Methoden für ihre Ermittlung definieren, 
einschließlich der Informationsquellen und der Häufigkeit der Überwachung. Die 
Informationsquellen sollten interne und externe Quellen umfassen, insbesondere auch 
einschlägige externe Datenbanken und Register. 

6. Anwendung der Ausfalldefinition bei 
externen Daten 

66. Institute, die den IRB-Ansatz anwenden und externe Daten für die Zwecke der Schätzung der 
Risikoparameter gemäß Artikel 178 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 verwenden, 
sollten den in diesem Abschnitt festgelegten Anforderungen nachkommen. 

67. Für die Zwecke des Artikels 178 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sollten die 
Institute sämtliche der folgenden Maßnahmen durchführen: 

(a) Prüfung, ob die in den externen Daten verwendete Ausfalldefinition mit Artikel 178 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Einklang steht; 



(b) Prüfung, ob die in externen Daten angewendete Ausfalldefinition mit der vom Institut 
für das entsprechende Portfolio von Risikopositionen umgesetzten Ausfalldefinition in 
Einklang steht, insbesondere auch hinsichtlich folgender Aspekte: die Zählung und die 
Anzahl von Verzugstagen, die einen Ausfall auslöst, die Struktur und Höhe der 
Erheblichkeitsschwelle für überfällige Verbindlichkeiten, die Definition einer 
krisenbedingten Restrukturierung, die einen Ausfall auslöst, die Art und die Höhe von 
spezifischen Kreditrisikoanpassungen, die einen Ausfall auslösen, sowie die Kriterien 
für die Rückkehr zum nicht-ausgefallenen Status; 

(c) Dokumentenquellen der externen Daten, die in den externen Daten angewendete 
Ausfalldefinition, die vorgenommenen Analysen und alle ermittelten Differenzen. 

68. Für jede bei der Ausfalldefinition ermittelte Differenz, die auf die Bewertung nach Absatz 67 
zurückgeht, sollten die Institute sämtliche der folgenden Schritte ergreifen: 

(a) Bewertung, ob die Anpassung an die interne Ausfalldefinition zu einer höheren oder 
niedrigeren Ausfallrate führen würde oder ob es unmöglich ist, diese zu bestimmen; 

(b) entweder Durchführung geeigneter Anpassungen an den externen Daten oder 
Fähigkeit zum Nachweis, dass die Differenz hinsichtlich der Auswirkungen auf alle 
Risikoparameter und die Eigenmittelanforderungen vernachlässigbar ist. 

69. Mit Blick auf die Gesamtheit der bei der Ausfalldefinition aufgrund der Bewertung nach 
Absatz 67 ermittelten Differenzen und unter Berücksichtigung der in Einklang mit Buchstabe b 
des Absatzes 68 vorgenommenen Anpassungen sollten die Institute den zuständigen 
Behörden nachweisen können, dass eine weitgehende Gleichwertigkeit mit der internen 
Ausfalldefinition erreicht wurde, soweit möglich einschließlich eines Vergleichs der 
Ausfalldefinition in den internen Daten für die entsprechende Risikopositionsart mit externen 
Daten. 

70. Sofern im Zuge der Bewertung nach Absatz 67 Differenzen bei der Ausfalldefinition ermittelt 
werden, die sich nach dem Verfahren von Absatz 68 als nicht vernachlässigbar erweisen, aber 
durch Anpassungen der externen Daten nicht behoben werden können, müssen die Institute 
eine geeignete Sicherheitsspanne bei der Schätzung der Risikoparameter nach Artikel 179 
Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 einführen. In diesem Fall sollten die 
Institute sicherstellen, dass diese zusätzliche Sicherheitsspanne die Wesentlichkeit der 
verbleibenden Differenzen bei der Ausfalldefinition und ihre möglichen Auswirkungen auf alle 
Risikoparameter widerspiegelt. 



7. Kriterien für die Rückkehr zum nicht-
ausgefallenen Status 

Mindestanforderungen für die Neuzuordnung zum nicht-
ausgefallenen Status 

71. Für die Zwecke der Anwendung von Artikel 178 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, 
mit Ausnahme der in Absatz 72 genannten Fälle, sollten die Institute sämtliche der folgenden 
Schritte anwenden: 

(a) Prüfung, dass auf eine zuvor als ausgefallen eingestufte Risikoposition keiner der für 
diese Einstufung maßgeblichen Faktoren mehr zutrifft, wobei mindestens drei 
Monate seit dem Zeitpunkt vergangen sein müssen, als die in Artikel 178 Absatz 1 
Buchstabe b und Artikel 178 Absatz 3 der Verordnung 575/2013 genannten 
Bedingungen nicht mehr erfüllt waren; 

(b) Berücksichtigung des Verhaltens des Schuldners während des in Buchstabe a 
genannten Zeitraums; 

(c) Berücksichtigung der Finanzlage des Schuldners während des in Buchstabe a 
genannten Zeitraums; 

(d) nach Ablauf des in Buchstabe a genannten Zeitraums ist eine Bewertung 
durchzuführen, und sofern das Institut es nach wie vor als unwahrscheinlich ansieht, 
dass der Schuldner seine Verbindlichkeiten in voller Höhe ohne Rückgriff auf eine 
Verwertung von Sicherheiten begleichen wird,, sollten die Risikopositionen weiterhin 
als ausgefallen eingestuft werden, bis das Institut davon überzeugt ist, dass sich die 
Verbesserung der Bonität faktisch und dauerhaft ist; 

(e) die in den Buchstaben a bis d genannten Bedingungen sollten auch in Bezug auf neue 
Risikopositionen gegenüber dem Schuldner erfüllt werden, insbesondere wenn die 
zuvor als ausgefallen eingestuften Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner 
veräußert oder abgeschrieben worden sind. 

Die Institute können den in Buchstabe a genannten Zeitraum auf alle Risikopositionen 
anwenden oder unterschiedliche Zeiträume für verschiedene Risikopositionsarten anwenden. 

72. Für die Zwecke der Anwendung von Artikel 178 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, 
und wenn eine krisenbedingte Restrukturierung nach Absatz 49 dieser Leitlinien auf eine 
ausgefallene Risikoposition Anwendung findet, ungeachtet ob eine solche Restrukturierung 
vor oder nach der Feststellung des Ausfalls durchgeführt wurde, sollten die Institute 
annehmen, dass auf eine zuvor als ausgefallen eingestufte Risikoposition keiner der für diese 



Einstufung maßgeblichen Faktoren mehr zutrifft, wenn mindestens ein Jahr seit dem Jüngsten 
der folgenden Ereignisse vergangen ist: 

(a) der Zeitpunkt der Ausdehnung der Restrukturierungsmaßnahmen; 

(b) der Zeitpunkt, zu dem die Risikoposition als ausgefallen eingestuft wurde; 

(c) das Ende der in den Restrukturierungsvereinbarungen vorgesehenen Nachfrist. 

73. Die Institute sollten eine Risikoposition frühestens nach dem im vorstehenden Absatz 
genannten Zeitraum von einem Jahr dem nicht-ausgefallenen Status neu zuordnen, wenn 
sämtliche der folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

(a) der Schuldner hat in diesem Zeitraum eine wesentliche Zahlung geleistet; die 
wesentliche Zahlung kann als geleistet angesehen werden, wenn der Schuldner im 
Wege seiner regelmäßigen Zahlungen in Einklang mit den 
Restrukturierungsregelungen einen Gesamtbetrag in Höhe des Betrags geleistet hat, 
der zuvor überfällig war (sofern überfällige Beträge bestanden) oder der im Rahmen 
der Restrukturierungsmaßnahmen abgeschrieben worden war (wenn keine 
überfälligen Beträge vorlagen); 

(b) in dem Zeitraum wurden die Zahlungen regelmäßig nach dem entsprechend den 
Restrukturierungsvereinbarungen geltenden Zeitplan geleistet; 

(c) es bestehen keine überfälligen Verbindlichkeiten nach dem in Einklang mit den 
Restrukturierungsvereinbarungen geltenden Zeitplan; 

(d) es liegen keine Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten nach Artikel 178 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vor und 
es finden sich keine von dem Institut definierten zusätzlichen Hinweise auf 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten; 

(e) das Institut erachtet es nicht in anderer Weise für unwahrscheinlich, dass der 
Schuldner seine Verbindlichkeiten in voller Höhe entsprechend dem Zeitplan nach den 
Restrukturierungsvereinbarungen ohne Rückgriff auf die Verwertung von Sicherheiten 
erfüllt. Bei dieser Bewertung sollten die Institute insbesondere die Fälle prüfen, bei 
denen die Zahlung eines hohen Fixbetrags oder erheblich höhere Zahlungen am Ende 
des Rückzahlungsplans vorgesehen sind; 

(f) die in den Buchstaben a bis e genannten Bedingungen sollten auch in Bezug auf neue 
Risikopositionen gegenüber dem Schuldner erfüllt werden, insbesondere wenn die 
zuvor als ausgefallen eingestuften Risikopositionen gegenüber dem Schuldner, die 
Gegenstand einer krisenbedingten Restrukturierung waren, veräußert oder 
abgeschrieben worden sind. 



74. Wenn sich der Schuldner aufgrund eines Ereignisses wie einer Fusion oder Übernahme des 
Schuldners oder einer anderen vergleichbaren Transaktion ändert, sollte das Institut Absatz 
73 Buchstabe a nicht anwenden. Wenn sich der Name des Schuldners ändert, sollten die 
Institute hingegen diesen Absatz anwenden. 

Überwachung der Wirksamkeit der Richtlinien 

75. Für die Zwecke der Anwendung von Artikel 178 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
sollte ein Institut eindeutige Kriterien und Richtlinien festlegen, wann die der Schuldner 
zurück im nicht-ausgefallenen Status klassifiziert werden kann, und insbesondere die beiden 
folgenden Aspekte: 

(a) wann in Betracht gezogen werden kann, dass die Verbesserung der Finanzlage eines 
Schuldners ausreichend ist, um die vollständige und fristgerechte Rückzahlung der 
Verbindlichkeit zu ermöglichen; 

(b) wann es tatsächlich wahrscheinlich ist, dass die Rückzahlung erfolgt, wenn sich die 
Finanzlage eines Schuldners in Einklang mit Buchstabe a verbessert hat. 

76. Die Institute sollten regelmäßig die Wirksamkeit ihrer in Absatz 75 erwähnten Richtlinien 
überwachen und insbesondere Folgendes überwachen und analysieren: 

(a) die Änderungen des Status der Schuldner oder Fazilitäten; 

(b) die Wirkung der verabschiedeten Richtlinien auf die Gesundungsraten; 

(c) die Wirkung der verabschiedeten Richtlinien auf das Auftreten mehrerer Ausfälle. 

77. Es wird erwartet, dass das Institut über eine begrenzte Zahl von Schuldnern verfügt, bei 
denen kurz nach der Rückkehr zum nicht-ausgefallenen Status erneut ein Ausfall auftritt. Ist 
eine übermäßige Zahl von mehreren Ausfällen festzustellen, sollte das Institut seine 
Richtlinien hinsichtlich der Neuzuordnung von Risikopositionen überarbeiten. 

78. Die Analysen der Statusänderungen des Schuldners oder der Fazilitäten sollten insbesondere 
für die Zwecke der Festlegung der in den Absätzen 71 und 72 genannten Zeiträume 
berücksichtigt werden. Die Institute können längere Zeiträume für Risikopositionen festlegen, 
die in den vorangegangenen 24 Monaten als ausgefallen eingestuft wurden. 



8. Kohärenz bei der Anwendung der 
Ausfalldefinition 

Überblick 

79. Die Institute sollten angemessene Mechanismen und Prozesse anwenden, um zu 
gewährleisten, dass die Ausfalldefinition in einer korrekten Weise umgesetzt und angewandt 
wird, und sollten insbesondere sicherstellen: 

(a) dass der Ausfall eines einzelnen Schuldners kohärent im gesamten Institut mit Blick 
auf alle Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner in allen einschlägigen IT-
Systemen ermittelt wird, einschließlich in allen rechtlichen Einheiten innerhalb der 
Gruppe und an allen geografischen Standorten gemäß den Absätzen 80 bis 82 bzw. 
für Risikopositionen aus dem Mengengeschäft in Einklang mit den Absätzen 92 bis 94; 

(b) dass einer der folgenden Punkte Anwendung findet: 

i. die gleiche Ausfalldefinition wird kohärent von einem Institut, dem 
Mutterunternehmen oder seinen Tochterunternehmen und für alle 
Risikopositionsarten angewandt; 

ii. wenn unterschiedliche Ausfalldefinitionen entweder innerhalb einer Gruppe 
oder für die verschiedenen Risikopositionsarten Anwendung finden, ist der 
Anwendungsbereich für jede der Ausfalldefinitionen eindeutig in Einklang mit 
den Absätzen 83 bis 85 definiert. 

Kohärente Feststellung des Ausfalls eines einzelnen Schuldners 

80. Für die Zwecke des Buchstaben a des Absatzes 79 sollten die Institute angemessene Prozesse 
und Mechanismen einführen, um sicherzustellen, dass der Ausfall eines einzelnen Schuldners 
kohärent im gesamten Institut mit Blick auf alle Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner 
in allen einschlägigen IT-Systemen festgestellt wird, einschließlich in allen rechtlichen 
Einheiten innerhalb der Gruppe und an allen geografischen Standorten, an denen das Institut 
in anderer Weise als im Wege einer rechtlichen Einheit tätig ist. 

81. Wenn der Austausch von Kundendaten unter verschiedenen rechtlichen Einheiten innerhalb 
eines Instituts, dem Mutterunternehmen oder seinen Tochterunternehmen aufgrund von 
Verbraucherschutzvorschriften, des Bankgeheimnisses oder anderer Rechtsvorschriften, die 
zu Inkohärenzen bei der Feststellung des Ausfalls eines Schuldners führen, untersagt ist, 
sollten die Institute die zuständigen Behörden über diese rechtlichen Hindernisse informieren 
und, wenn sie den IRB-Ansatz anwenden, sollten sie zudem eine Schätzung der Erheblichkeit 



der Inkohärenzen bei der Feststellung eines Ausfalls eines Schuldners sowie der möglichen 
Auswirkungen auf die Schätzungen der Risikoparameter vornehmen. 

82. Zusätzlich, wenn eine vollständig kohärente Feststellung des Ausfalls eines Schuldners im 
gesamten Institut, dem Mutterunternehmen oder seinen Tochtergesellschaften mit großem 
Aufwand verbunden ist, die Entwicklung einer zentralen Datenbank für alle Kunden oder die 
Anwendung anderer Mechanismen oder Prozesse zur Prüfung des Status der einzelnen 
Kunden aller Einheiten innerhalb der Gruppe erfordert, müssen die Institute solche 
Mechanismen und Prozesse nicht anwenden, wenn sie nachweisen können, dass die Wirkung 
einer Nichterfüllung unwesentlich ist, da keine oder nur eine sehr begrenzte Zahl von 
gemeinsamen Kunden der einschlägigen Einheiten innerhalb einer Gruppe vorliegt und die 
Risikoposition gegenüber diesen Kunden unerheblich sind. 

Kohärente Anwendung der Ausfalldefinition für alle 
Risikopositionsarten 

83. Für die Zwecke des Buchstabens b des Absatzes 79 sollten ein Institut, das 
Mutterunternehmen oder seine Tochtergesellschaften die gleiche Ausfalldefinition für eine 
einzige Risikopositionsart nach der Definition in Artikel 142 Absatz 1 Nummer 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 verwenden. Sie können unterschiedliche Ausfalldefinitionen 
für verschiedene Risikopositionsarten anwenden, einschließlich für bestimmte rechtliche 
Einheiten oder für andere Arten einer Präsenz an geografischen Standorten als im Wege einer 
rechtlichen Einheit, wenn dies durch die Anwendung einer erheblich anderen internen 
Risikomanagementpraxis oder durch unterschiedliche rechtliche Anforderungen, die in 
verschiedenen Rechtsordnungen gelten, gerechtfertigt ist, insbesondere beispielsweise aus 
folgenden Gründen: 

(a) unterschiedliche Erheblichkeitsschwellen, die von den zuständigen Behörden gemäß 
Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegt 
wurden; 

(b) die Anwendung von 180 Tagen statt von 90 Tagen Überfälligkeit für bestimmte 
Risikopositionsarten, für die der IRB-Ansatz angewandt wird, in manchen 
Rechtsordnungen in Einklang mit Artikel 178 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013; 

(c) die Festlegung zusätzlicher Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten, die für bestimmte rechtliche Einheiten, geografische Standorte 
oder Risikopositionsarten spezifisch sind. 



84. Für die Zwecke von Absatz 79 Buchstabe b Ziffer ii und wo unterschiedliche 
Ausfalldefinitionen für verschiedene Risikopositionsarten gemäß Absatz 83 angewandt 
werden, sollten die internen Prozesse der Institute in Zusammenhang mit der 
Ausfalldefinition die beiden folgenden Aspekte sicherstellen: 

(a) der Anwendungsbereich jeder Definition ist eindeutig festgelegt, 

(b) die für eine bestimmte Risikopositionsart, eine rechtliche Einheit oder einen 
geografischen Standort festgelegte Ausfalldefinition wird kohärent für alle 
Risikopositionen im Anwendungsbereich jeder der entsprechenden 
Ausfalldefinitionen angewandt. 

85. Zusätzlich muss bei Instituten, die den IRB-Ansatz anwenden, die Anwendung 
unterschiedlicher Ausfalldefinitionen angemessen bei der Schätzung der Risikoparameter im 
Fall von Ratingsystemen widergespiegelt werden, deren Umfang die Anwendung 
unterschiedlicher Ausfalldefinitionen umfasst,. 

9. Anwendung der Ausfalldefinition für 
Risikopositionen aus dem 
Mengengeschäft 

Anwendungsebene der Ausfalldefinition für Risikopositionen aus 
dem Mengengeschäft 

86. Nach dem zweiten Unterabsatz von Artikel 178 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
können die Institute im Fall von Risikopositionen aus dem Mengengeschäft die 
Ausfalldefinition auf Ebene einer einzelnen Kreditfazilität anwenden statt auf die gesamten 
Verbindlichkeiten eines Kreditnehmers. Deshalb können insbesondere Institute, die den IRB-
Ansatz anwenden, die Ausfalldefinition auf Ebene der einzelnen Fazilität für Risikopositionen 
aus dem Mengengeschäft im Sinne des Artikels 147 Absatz 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 anwenden. Die Institute, die den Standardansatz anwenden, können dagegen 
die Ausfalldefinition auf Ebene einzelner Kreditfazilitäten für alle Risikopositionen anwenden, 
welche die in Artikel 123 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten Kriterien erfüllen, 
selbst wenn einige dieser Risikopositionen einer unterschiedlichen Risikopositionsklasse für 
Zwecke der Zuweisung eines Risikogewichts zugeordnet wurden, wie etwa durch Immobilien 
besicherte Risikopositionen. 

87. Die Institute sollten die Ebene der Anwendung der Ausfalldefinition zwischen Schuldner und 
Fazilität für alle Risikopositionen aus dem Mengengeschäft in einer Weise wählen, die ihre 
interne Risikomanagementpraxis widerspiegelt. 



88. Die Institute können die Ausfalldefinition auf Ebene eines Schuldners für manche Arten von 
Risikopositionen aus dem Mengengeschäft und für andere auf Ebene einer Kreditfazilität 
anwenden, wenn dies durch die interne Risikomanagementpraxis gut begründet ist, 
beispielsweise aufgrund eines unterschiedlichen Geschäftsmodells eines 
Tochterunternehmens, und wenn Nachweise vorliegen, dass die Zahl der Fälle, in denen die 
gleichen Kunden Gegenstand unterschiedlicher Ausfalldefinitionen auf verschiedenen 
Anwendungsebenen sind, auf ein striktes Minimum beschränkt ist. 

89. Wenn sich die Institute entscheiden, verschiedene Anwendungsebenen der Ausfalldefinition 
für unterschiedliche Arten von Risikopositionen aus dem Mengengeschäft zu verwenden, 
sollten sie nach Absatz 88 sicherstellen, dass der Anwendungsbereich jeder Ausfalldefinition 
klar definiert ist und dass diese kohärent im Zeitverlauf für verschiedene Arten von 
Risikopositionen aus dem Mengengeschäft angewandt wird. Im Fall von Instituten, die den 
IRB-Ansatz anwenden, sollten die Risikoschätzungen die für jede Risikopositionsart 
angewendete Ausfalldefinition korrekt widerspiegeln. 

90. Wenn die Institute unterschiedliche Ebenen der Anwendung für die Ausfalldefinition mit Blick 
auf bestimmte Portfolios aus dem Mengengeschäft verwenden, sollte die Behandlung 
gemeinsamer Kunden über solche Portfolios hinweg in ihren internen Richtlinien und 
Prozessen geregelt sein. Insbesondere wenn die Risikoposition, für die die Ausfalldefinition 
auf Ebene des Schuldners zur Anwendung kommt, eine oder beide Bedingungen gemäß 
Artikel 178 Absatz 1 Buchstaben a oder b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfüllt, sollten 
alle Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner als ausgefallen betrachtet werden, 
einschließlich derjenigen, die Gegenstand der Anwendung der Ausfalldefinition auf Ebene 
einzelner Kreditfazilitäten sind. Wenn die Risikoposition, die Gegenstand der Anwendung der 
Ausfalldefinition auf Ebene einzelner Kreditfazilitäten ist, diese Bedingungen erfüllt, sollten 
die übrigen Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner nicht automatisch in den 
Ausfallstatus neu eingestuft werden. Die Institute können jedoch diese weiteren 
Risikopositionen auf der Grundlage anderer Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des 
Begleichens der Verbindlichkeiten nach den Bestimmungen in den Absätzen 92 bis 94 als 
ausgefallen einstufen. 

91. Die gleiche Regel sollte für die Schuldner gelten, die im Rahmen des Standardansatzes 
behandelt werden, wenn manche Risikopositionen gegenüber einem Schuldner die 
Anforderungen von Artikel 123 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfüllen, während andere 
Risikopositionen gegenüber dem gleichen Schuldner in Form von Wertpapieren vorliegen und 
somit nicht als Mengengeschäfts qualifizieren. Wenn eine Risikoposition in Form von 
Wertpapieren eine oder beide Bedingungen gemäß Artikel 178 Absatz 1 Buchstaben a oder b 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erfüllt, sollten alle Risikopositionen gegenüber diesem 
Schuldner als ausgefallen betrachtet werden. Wenn die Risikoposition, die den 
Anforderungen des Artikels 123 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 entspricht, diese 
Bedingungen erfüllt und das Institut die Ausfalldefinition auf Ebene einzelner Kreditfazilitäten 
anwendet, sollten die übrigen Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner nicht 
automatisch in den Ausfallstatus neu eingestuft werden. Die Institute können jedoch diese 



übrigen Risikopositionen auf der Grundlage anderer Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des 
Begleichens der Verbindlichkeiten nach den Bestimmungen in den Absätzen 92 bis 94 als 
ausgefallen einstufen. 

Anwendung der Ausfalldefinition für Risikopositionen aus dem 
Mengengeschäft auf Ebene der Fazilität 

92. Wenn in Einklang mit dem zweiten Unterabsatz von Artikel 178 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 die Ausfalldefinition auf Ebene einer einzelnen Kreditfazilität mit Blick auf 
Risikopositionen aus dem Mengengeschäft angewandt wurde, sollten die Institute die 
verschiedenen Risikopositionen gegenüber dem gleichen Schuldner nicht automatisch als zum 
gleichen Zeitpunkt ausgefallen betrachten. Dennoch sollten die Institute berücksichtigen, dass 
manche Ausfallhinweise eher mit der Lage des Schuldners als mit dem Status einer 
bestimmten Risikoposition in Zusammenhang stehen. Dies bezieht sich insbesondere auf die 
Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten die mit der 
Insolvenz des Schuldners nach den Bestimmungen in Artikel 178 Absatz 3 Buchstaben e und f 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Zusammenhang stehen. Wenn ein solcher 
Ausfallhinweis vorliegt, sollten die Institute alle Risikopositionen gegenüber diesem 
Schuldner, unabhängig von der Anwendungsebene der Ausfalldefinition, als ausgefallen 
betrachten. 

93. Die Institute sollten auch andere Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten berücksichtigen und im Einklang mit ihren internen Richtlinien und 
Prozessen regeln, welche Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten eher die Gesamtsituation eines Schuldners und nicht die der Risikoposition 
widerspiegeln. Wenn solche weiteren Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten vorliegen, sollten alle Risikopositionen gegenüber dem Schuldner, 
unabhängig von der Anwendungsebene der Ausfalldefinition, als ausgefallen betrachtet 
werden. 

94. Wenn ein erheblicher Teil der Risikopositionen gegenüber dem Schuldner ausgefallen ist, 
können es die Institute darüber hinaus als unwahrscheinlich betrachten, dass die übrigen 
Verpflichtungen dieses Schuldners in voller Höhe ohne Rückgriff auf Maßnahmen wie die 
Verwertung von Sicherheiten bezahlt werden, und auch diese als ausgefallen behandeln. 

Anwendung der Ausfalldefinition für Risikopositionen aus dem 
Mengengeschäft auf Schuldnerebene 

95. Die Anwendung der Ausfalldefinition für Risikopositionen aus dem Mengengeschäft auf 
Schuldnerebene impliziert, dass alle Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner als 
ausgefallen betrachtet werden sollten, wenn eine der Verbindlichkeiten des Schuldners die 
Bedingungen gemäß Artikel 178 Absatz 1 Buchstaben a oder b der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 erfüllt. Institute, die sich zur Anwendung der Ausfalldefinition für 



Risikopositionen aus dem Mengengeschäft auf Schuldnerebene entscheiden, sollten in ihren 
internen Richtlinien und Prozessen detaillierte Regeln für die Behandlung gemeinsamer 
Verbindlichkeiten und die „Ausfallansteckung“ zwischen Risikopositionen festlegen. 

96. Die Institute sollten eine gemeinsame Verbindlichkeit als eine Risikoposition gegenüber zwei 
oder mehr Schuldnern betrachten, die gleichermaßen für die Rückzahlung der Verbindlichkeit 
verantwortlich sind. Dieser Begriff umfasst nicht eine Verbindlichkeit eines einzelnen 
Schuldners, die durch eine andere Einzelperson oder Einheit in Form einer Bürgschaft oder 
einer sonstigen Besicherung abgesichert ist. 

97. Wenn die Bedingungen von Artikel 178 Absatz 1 Buchstaben a oder b oder beide der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 hinsichtlich einer gemeinsamen Verbindlichkeit von zwei oder 
mehr Schuldnern erfüllt sind, sollten die Institute alle übrigen gemeinsamen Verbindlichkeiten 
gegenüber der gleichen Schuldnergruppe und alle einzelnen Risikopositionen gegenüber 
diesen Schuldnern als ausgefallen betrachten, sofern sie nicht begründen können, dass die 
Anerkennung eines Ausfalls einzelner Risikopositionen nicht angemessen ist, weil mindestens 
eine der folgenden Bedingungen Anwendung findet: 

(a) Der Zahlungsverzug bezüglich einer gemeinsamen Verbindlichkeit geht auf eine 
Streitigkeit zwischen den einzelnen an der gemeinsamen Verbindlichkeit beteiligten 
Schuldnern zurück, die bei einem Gericht anhängig ist oder einem anderen förmlichen 
Verfahren, das von einer speziellen externen Stelle durchgeführt wird, unterworfen 
wurde, das zu einer verbindlichen Entscheidung in Einklang mit dem geltenden 
Rechtsrahmen in der jeweiligen Rechtsordnung führt, und es bestehen keine Zweifel 
hinsichtlich der Finanzlage der einzelnen Schuldner; 

(b) eine gemeinsame Verbindlichkeit ist ein unwesentlicher Teil der 
Gesamtverpflichtungen eines einzelnen Schuldners. 

98. Der Ausfall einer gemeinsamen Verbindlichkeit sollte nicht zum Ausfall anderer gemeinsamer 
Verbindlichkeiten von einzelnen Schuldnern mit anderen natürlichen Personen oder Einheiten 
führen, die nicht an der Verbindlichkeit beteiligt sind, die ursprünglich ausgefallen ist; die 
Institute sollten jedoch bewerten, ob der vorliegende Ausfall der Verbindlichkeit einen 
Hinweis auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten in Zusammenhang 
mit den übrigen gemeinsamen Verbindlichkeiten begründen. 

99. Wenn die in Artikel 178 Absatz 1 Buchstaben a oder b oder beide der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 festgelegten Bedingungen hinsichtlich der Verbindlichkeit eines einzelnen 
Schuldners erfüllt sind, sollte sich die Ansteckungswirkung dieses Ausfalls nicht automatisch 
auf etwaige gemeinsame Verbindlichkeiten dieses Schuldners ausbreiten; dennoch sollten die 
Institute solche gemeinsamen Verbindlichkeiten mit Blick auf mögliche Hinweise auf 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten in Zusammenhang mit dem 
Ausfall eines der Schuldner bewerten. Wenn alle einzelnen Schuldner einen Ausfallstatus 



aufweisen, sollte ihre gemeinsame Verbindlichkeit jedoch in jedem Fall automatisch auch als 
ausgefallen betrachtet werden. 

100. Die Institute sollten auf der Grundlage der Analyse der einschlägigen Rechtsvorschriften 
in einer Rechtsordnung in ihren internen Richtlinien und Prozessen die Ermittlung der 
Schuldner vorsehen und regeln, die rechtlich für bestimmte Verpflichtungen 
gesamtschuldnerisch mit anderen Schuldnern rechtlich in voller Höhe haftbar sind und 
deshalb für den Gesamtbetrag dieser Verpflichtungen vollständig haftbar sind, wobei jedoch 
Verbindlichkeiten eines einzelnen Schuldners, die durch eine andere Einzelperson oder 
Einheit in Form einer Bürgschaft oder einer sonstigen Besicherung besichert sind, 
auszunehmen sind. Ein typisches Beispiel wäre hier ein Ehepaar, wenn auf der Grundlage der 
spezifischen in der entsprechenden Rechtsordnung geltenden Rechtsvorschriften der 
Güterstand der Gütertrennung keine Anwendung findet. Bei einer vollständigen 
gegenseitigen Haftung für alle Verpflichtungen sollte der Ausfall eines dieser Schuldner als 
Hinweis auf mögliche Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten des 
anderen Schuldners angesehen werden und das Institut sollte deshalb bewerten, ob die 
einzelnen oder gemeinsamen Verbindlichkeiten dieser Schuldner als ausgefallen betrachtet 
werden sollten. Wenn einer der gesamtschuldnerischen Schuldner, die rechtlich für alle 
Verpflichtungen in voller Höhe haftbar sind, eine gemeinsame Verbindlichkeit mit einem 
anderen Kunden hat, sollte das Institut bewerten, ob Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des 
Begleichens der Verbindlichkeiten auch für die übrigen gemeinsamen Verbindlichkeiten mit 
Dritten vorliegen. 

101. Die Institute sollten zudem die Formen der rechtlichen Einheiten in einschlägigen 
Rechtsordnungen und den Umfang der Haftung der Eigentümer, Partner, Anteilseigner oder 
Führungskräfte für die Verpflichtungen eines Unternehmens, abhängig von der Rechtsform 
der Einheit, analysieren. Wenn eine natürliche Person in voller Höhe für die Verpflichtungen 
eines Unternehmens haftbar ist, sollte der Ausfall dieses Unternehmens dazu führen, dass 
auch die natürliche Person als ausgefallen betrachtet wird. Wenn eine solche vollständige 
Haftung für die Verpflichtungen eines Unternehmens nicht besteht, sollten die Eigentümer, 
Partner oder wesentlichen Anteilseigner eines ausgefallenen Unternehmen von dem Institut 
hinsichtlich möglicher Hinweise auf Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der 
Verbindlichkeiten in Bezug auf mit ihre individuellen Verpflichtungen bewertet werden. 

102. Im besonderen Fall eines Einzelunternehmers, in dem eine natürliche Person in voller 
Höhe für die privaten und geschäftlichen Verpflichtungen mit den privaten und geschäftlichen 
Vermögenswerten haftet, sollte der Ausfall einer der privaten oder geschäftlichen 
Verpflichtungen zudem dazu führen, dass alle privaten und geschäftlichen Verpflichtungen 
dieser natürlichen Person ebenfalls als ausgefallen betrachtet werden. 

103. Wenn die Ausfalldefinition für Risikopositionen aus dem Mengengeschäft auf 
Schuldnerebene angewandt wird, sollte die Erheblichkeitsschwelle ebenfalls auf Ebene eines 
Schuldners angewandt werden. Die Institute sollten in ihren internen Richtlinien und 



Prozessen die Behandlung gemeinsamer Verbindlichkeiten bei der Anwendung der 
Erheblichkeitsschwelle eindeutig regeln. 

104. Ein gemeinsamer Schuldner, d. h. eine spezielle Gruppe von einzelnen Schuldnern, die 
eine gemeinsame Verpflichtung gegenüber einem Institut hat, sollte als von jedem einzelnen 
Schuldner unterschiedlicher Schuldner behandelt werden. Tritt bei einer gemeinsamen 
Verbindlichkeit ein Zahlungsverzug auf, sollte die Erheblichkeit dieses Verzugs bewertet 
werden, indem die in Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
genannte Erheblichkeitsschwelle auf alle gemeinsamen Verbindlichkeiten dieser speziellen 
Schuldnergruppe angewendet wird. Zu diesem Zweck sollten die einzelnen Risikopositionen 
gegenüber den Schuldnern, die an einer gemeinsamen Verbindlichkeit beteiligt sind, oder 
gegenüber anderen Untergruppen dieser Schuldner nicht berücksichtigt werden. Wenn die 
auf diese Weise berechnete Erheblichkeitsschwelle für einen gemeinsamen Schuldner verletzt 
wird, sollten jedoch alle gemeinsamen Verbindlichkeiten dieser Gruppe von Schuldnern und 
alle einzelnen Risikopositionen gegenüber den an einer gemeinsamen Verbindlichkeit 
beteiligten Schuldnern als ausgefallen betrachtet werden, sofern nicht eine der in Absatz 97 
festgelegten Bedingungen erfüllt ist. 

105. Wenn ein Zahlungsverzug bei einer einzelnen Verbindlichkeit auftritt, sollte die 
Erheblichkeit dieses Verzugs bewertet werden, indem die in Artikel 178 Absatz 2 Buchstabe d 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannte Erheblichkeitsschwelle auf alle einzelnen 
Verbindlichkeiten dieses Schuldners angewandt wird, ohne dass gemeinsame 
Verbindlichkeiten dieses Schuldners mit anderen natürlichen Personen oder Einheiten 
berücksichtigt werden. Wenn die auf diese Weise berechnete Erheblichkeitsschwelle verletzt 
wird, sollten alle einzelnen Risikopositionen gegenüber diesem Schuldner als ausgefallen 
betrachtet werden. 

10. Dokumentation, interne Richtlinien 
und Risikomanagementprozesse 

Aktualität der Erkennung eines Ausfalls 

106. Die Institute sollten über wirksame Prozesse verfügen, die es ihnen ermöglichen, die 
einschlägigen Informationen einzuholen, um Ausfälle zeitnah festzustellen, und die 
maßgeblichen Informationen so schnell wie möglich, und sofern möglich, automatisiert dem 
für Kreditentscheidungen zuständigen Personal weiterzuleiten; dabei gilt insbesondere: 

(a) bei der Anwendung automatisierter Prozesse, wie etwa für die Zählung von 
Verzugstagen, sollte die Ermittlung von Ausfallhinweisen täglich erfolgen; 



(b) bei der Anwendung manueller Prozesse, wie für die Kontrolle externer Quellen und 
Datenbanken, Analysen von Beobachtungslisten, Analysen der Listen gestundeter 
Risikopositionen und die Ermittlung von spezifischen Kreditrisikoanpassungen, sollten 
die Informationen mit einer Häufigkeit aktualisiert werden, die die zeitnahe 
Feststellung eines Ausfalls sicherstellt. 

107. Die Institute sollten regelmäßig überprüfen, dass alle gestundeten notleidenden 
Risikopositionen als Ausfall eingestuft und Gegenstand einer krisenbedingten 
Restrukturierung sind. Die Institute sollten des Weiteren regelmäßig die gestundeten 
bedienten Risikopositionen analysieren, um zu ermitteln, ob bei einer von ihnen Hinweise auf 
Unwahrscheinlichkeit des Begleichens der Verbindlichkeiten nach der Definition in Artikel 178 
Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und den Absätzen 49 bis 55 
vorliegen. 

108. Durch Kontrollmechanismen sollte sichergestellt werden, dass beim Prozess der 
Feststellung eines Ausfalls die einschlägigen Informationen unverzüglich nach ihrem Eingang 
verwendet werden. Alle Risikopositionen gegenüber einem ausgefallenen Schuldner bzw. alle 
einschlägigen Risikopositionen bei der Anwendung der Ausfalldefinition auf Fazilitätsebene 
für Risikopositionen aus dem Mengengeschäft sollten in allen einschlägigen IT-Systemen 
unverzüglich als ausgefallen gekennzeichnet werden. Wenn bei der Erfassung des Ausfalls 
Verzögerungen auftreten, sollten solche Verzögerungen nicht zu Fehlern oder Inkohärenzen 
beim Risikomanagement, der Risikoberichterstattung, der Berechnung der 
Eigenmittelanforderungen oder der Verwendung von Daten bei der Risikoquantifizierung 
führen. Insbesondere sollte sichergestellt werden, dass die internen und externen 
Berichtskennzahlen eine Situation widerspiegeln, bei der alle Risikopositionen korrekt 
eingestuft sind. 

Dokumentierung 

109. Die Institute sollten ihre Richtlinien bezüglich der Ausfalldefinition, einschließlich aller 
Faktoren, die zur Feststellung eines Ausfalls führen, sowie der Kriterien für eine Aufhebung, 
und der eindeutigen Festlegung des Anwendungsbereichs der Ausfalldefinition 
dokumentieren; insbesondere sollten sie: 

(a) die Operationalisierung aller Ausfallhinweise dokumentieren; 

(b) die Operationalisierung der Kriterien für eine Neueinstufung eines ausgefallenen 
Schuldners in den nicht-ausgefallenen Status dokumentieren; 

(c) ein aktualisiertes Register aller Ausfalldefinitionen führen. 

110. Für die Zwecke von Buchstabe a des Absatzes 109 sollten die Institute die Anwendung der 
Ausfalldefinition detailliert dokumentieren, indem die Operationalisierung aller 
Ausfallhinweise aufgenommen wird, einschließlich der Prozesses, der Informationsquellen 
und der Zuständigkeiten für die Erkennung von bestimmten Ausfallhinweisen. 



111. Für die Zwecke von Buchstabe b des Absatzes 109 sollten die Institute die 
Operationalisierung der Kriterien für eine Neueinstufung eines ausgefallenen Schuldners in 
den nicht-ausgefallenen Status dokumentieren, einschließlich der Prozesse, der 
Informationsquellen und der dem entsprechenden Personal zugewiesenen Zuständigkeiten. 

112. Für die Zwecke der Absätze 110 und 111 sollte die Dokumentation eine Beschreibung 
aller automatischen Mechanismen und manuellen Prozesse umfassen, und sofern qualitative 
Ausfallkriterien oder Kriterien für die Rückkehr zum nicht-ausgefallenen Status manuell 
angewandt werden, sollte die Beschreibung ausreichend detailliert sein, um ein gemeinsames 
Verständnis und eine kohärente Anwendung durch alle zuständigen Mitarbeiter zu 
ermöglichen. 

113. Für die Zwecke von Buchstabe c des Absatzes 109 sollten die Institute ein aktualisiertes 
Register aller aktuellen und ehemaligen Versionen der Ausfalldefinition mindestens ab dem 
Zeitpunkt der Anwendung dieser Leitlinien führen. Das Register sollte mindestens folgende 
Angaben umfassen: 

(a) den Anwendungsbereich der Ausfalldefinition, sofern mehr als eine Ausfalldefinition 
in einem Institut, dem Mutterunternehmen oder seinen Tochterunternehmen 
verwendet wird; 

(b) das Organ, das die Ausfalldefinition oder die Ausfalldefinitionen genehmigt hat, sowie 
das Datum der Genehmigung jeder dieser Ausfalldefinitionen; 

(c) das Datum der Einführung jeder Ausfalldefinition; 

(d) eine kurze Beschreibung aller Änderungen, die im Verhältnis zu der letzten Version 
vorgenommen wurden; 

(e) bei Instituten, die über eine Erlaubnis zur Anwendung des IRB-Ansatzes verfügen, die 
zugewiesene Änderungskategorie, das Datum der Einreichung bei den zuständigen 
Behörden, und sofern zutreffend, das Datum der Genehmigung durch die zuständigen 
Behörden. 

Anforderungen an die interne Unternehmensführung für Institute, 
die den IRB-Ansatz anwenden 

114. Institute, die den IRB-Ansatz anwenden, sollten angemessene Mechanismen und Prozesse 
anwenden, um zu gewährleisten, dass die Ausfalldefinition in einer korrekten Weise 
eingeführt und angewandt wird, und sollten insbesondere Folgendes sicherstellen: 

(a) die Ausfalldefinition und ihr Anwendungsbereich sind vom Leitungsorgan oder von 
einem von diesem bestimmten Ausschuss sowie von der Geschäftsleitung in Einklang 
mit Artikel 189 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu genehmigen; 



(b) die Ausfalldefinition wird kohärent für den Zweck der Berechnung der 
Eigenmittelanforderungen angewendet und spielt eine bedeutsame Rolle bei den 
internen Risikomanagementprozessen, indem sie mindestens im Bereich der 
Überwachung von Risikopositionen und bei der internen Berichterstattung an die 
Geschäftsleitung und das Leitungsorgan verwendet wird; 

(c) die Innenrevision oder eine andere vergleichbare unabhängige Prüfstelle überprüft 
regelmäßig die Solidität und Wirksamkeit des von dem Institut für die Feststellung 
eines Ausfalls angewendeten Prozesses, wobei insbesondere die Aktualität der 
Feststellung eines Ausfalls gemäß den Absätzen 106 bis 108 berücksichtigt wird; 
zudem wird sichergestellt, dass die Schlussfolgerungen aus der Prüfung der 
Innenrevision und entsprechende Empfehlungen sowie die ergriffenen Maßnahmen 
zur Behebung ermittelter Schwachstellen dem Leitungsorgan oder dem von diesem 
bestimmten Ausschuss direkt mitgeteilt werden. 


